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Aufgrund der §§ 4 und 24 

der Gemeindeordnung für 

Schleswig-Holstein (GO) in 

der zur Zeit gültigen Fas-

sung wird nach Beschluss-

fassung der Gemeindever-

tretung vom 25.11.2008 

folgende Entschädigungs-

satzung für die Gemeinde 

Ehndorf erlassen: 

§ 1 

Bürgermeisterin und Bür-

germeister 

 

(1) Die Bürgermeisterin oder 

der Bürgermeister erhält nach 

Maßgabe der Entschädi-

gungsverordnung eine monat-

liche Aufwandsentschädigung 

in Höhe des Höchstsatzes der 

Verordnung. 

(2) Neben der monatlichen 

Aufwandsentschädigung erhält 

die Bürgermeisterin oder der 

Bürgermeister 

a) bei Benutzung eines Wohn-

raumes für dienstliche Zwecke 

für die zusätzlichen Aufwen-

dungen für dessen Heizung, 

Beleuchtung und Reinigung 

eine monatliche Pauschale in 

Höhe von 30,00 €. 

b) bei dienstlicher Benutzung 

einer privaten Telekommunika-

tionseinrichtung die Kosten der 

dienstlich notwendigen Tele-

fongebühren sowie die anteili-

gen Grundgebühren in Form 

einer monatlichen Pauschale 

in Höhe von 30,00 €. 

(3) Der Stellvertreterin oder 

dem Stellvertreter der Bürger-

meisterin oder des Bürger-

meisters wird nach Maßgabe 

der Entschädigungsverord-

nung bei Verhinderung der 

Bürgermeisterin oder des 

Bürgermeisters für ihre oder 

seine besondere Tätigkeit als 

Vertretung eine entsprechende 

Aufwandsentschädigung ge-

währt, deren Höhe von der 

Dauer der Vertretung abhängt. 

Die Aufwandentschädigung 

beträgt für jeden Tag, an dem 

die Bürgermeisterin oder der 

Bürgermeister vertreten wird, 

ein Dreißigstel der monatli-

chen Aufwandentschädigung 

der Bürgermeisterin oder des 

Bürgermeisters. Die Aufwand-

entschädigung für die Stellver-

tretung darf die Aufwandsent-

schädigung der Bürgermeiste-

rin oder des Bürgermeisters 

nicht übersteigen. 

 

 

§ 2 

Mitglieder der Gemeindever-

tretung  

 

Die Gemeindevertreterinnen 

und -vertreter erhalten nach 

Maßgabe der geltenden Ent-

schädigungsverordnung ein 

Sitzungsgeld in Höhe des 

Höchstsatzes der Verordnung 

für die Teilnahme an Sitzun-

gen der Gemeindevertretung 

und der Ausschüsse, in die sie 

gewählt sind. 

 

§ 3 

Bürgerliche Ausschussmit-

glieder  

 

(1) Die nicht der Gemeindever-

tretung angehörenden Mitglie-

der der Ausschüsse erhalten 

nach Maßgabe der Entschädi-

gungsverordnung für die Teil-

nahme an Sitzungen der Aus-

schüsse, in die sie gewählt 

sind ein Sitzungsgeld in Höhe 

des Höchstsatzes der Verord-

nung. 

(2) Absatz 1 gilt im Vertre-

tungsfall entsprechend für die 

stellvertretenden Ausschuss-

mitglieder, die nicht der Ge-

meindevertretung angehören.   

 

§ 4 

Ausschussvorsitzende 

 

Ausschussvorsitzende und bei 

Verhinderung von Ausschuss-

vorsitzenden deren Stellvertre-

terinnen und Stellvertreter 

erhalten nach Maßgabe der 

Entschädigungsverordnung für 

jede von ihnen geleitete Sit-

zung ein Sitzungsgeld in Höhe 

des Höchstsatzes der Verord-

nung. 

 

§ 5 

Fraktionsvorsitzende 

 

(1) Fraktionsvorsitzende erhal-

ten nach Maßgabe der Ent-

schädigungsverordnung eine 

Aufwandsentschädigung in 

Höhe von 7 % des Höchstsat-

zes nach § 6 der Entschädi-

gungsverordnung.  

(2) Stellvertretenden von Frak-

tionsvorsitzenden wird nach 

Maßgabe der Entschädi-

gungsverordnung bei Verhin-

derung der oder des Frakti-

onsvorsitzenden für ihre be-

sondere Tätigkeit als Vertre-

tung eine Aufwandsentschädi-

gung gewährt, deren Höhe von 

der Dauer der Vertretung 

abhängt. Die Aufwandsent-

schädigung beträgt für jeden 

Tag, an dem die Fraktionsvor-

sitzende oder der Fraktions-

vorsitzende vertreten wird, ein 

Dreißigstel der monatlichen 

Aufwandsentschädigung der 

oder des Fraktionsvorsitzen-

den. Die Aufwandsentschädi-

gung für die Stellvertretung 

darf die Aufwandsentschädi-

gung der oder des Fraktions-

vorsitzenden nicht überstei-

gen. 

 

§ 6 

Gemeindewehrführerin oder 

Gemeindewehrführer 

 

Die Gemeindewehrführerin 

oder der Gemeindewehrführer 

und ihre oder seine Stellvertre-

terin oder ihr oder sein Stell-

vertreter erhalten nach Maß-

gabe der Entschädigungsver-

ordnung Freiwillige Feuerweh-

ren eine Aufwandsentschädi-

gung in Höhe des Höchstsat-

zes der Verordnung.  

 

§ 7 

Gerätewartin oder Geräte-

wart 

 

(1) Die Gerätewartin oder der 

Gerätewart der Freiwilligen 

Feuerwehr Ehndorf erhält nach 

Maßgabe der Richtlinien über 

die Entschädigung von Mit-

gliedern der Freiwilligen Feu-

erwehren und der Pflichtfeu-

erwehren (EntschRichtl-fF) zur 

Abgeltung des Aufwandes für 

die Wartung und Pflege von 

Fahrzeugen eine monatliche 

Satzung über die Entschädigung 

von ehrenamtlichen Tätigkeiten für 

die Gemeinde Ehndorf 
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Entschädigung in Höhe des 

Höchstsatzes der Richtlinien.   

 

§ 8 Sonstige Entschädigun-

gen  

 

(1) Ehrenbeamtinnen und  

-beamten, ehrenamtlich täti-

gen Bürgerinnen und Bürgern, 

Gemeindevertreterinnen und  

-vertretern, den nicht der Ge-

meindevertretung angehören-

den Mitgliedern und stellvertre-

tenden Mitgliedern von Aus-

schüssen und Mitgliedern der 

Beiräte ist der durch die 

Wahrnehmung des Ehrenam-

tes oder der ehrenamtlichen 

Tätigkeit während der regel-

mäßigen Arbeitszeit entgan-

gene Arbeitsverdienst aus 

unselbständiger Arbeit auf 

Antrag in der nachgewiesenen 

Höhe gesondert zu ersetzen. 

Ferner ist der auf den entgan-

genen Arbeitsverdienst entfal-

lene Arbeitgeberanteil zur 

Sozialversicherung zu erstat-

ten, soweit dieser zu Lasten 

der oder des Entschädigungs-

berechtigten an den Sozialver-

sicherungsträger abgeführt 

wird.  

(2) Sind die in Absatz 1 Satz 1 

genannten Personen selb-

ständig, so erhalten sie für den 

durch die Wahrnehmung des 

Ehrenamtes oder der ehren-

amtlichen Tätigkeit während 

der regelmäßigen Arbeitszeit 

entstandenen Verdienstausfall 

auf Antrag eine Verdienstaus-

fallentschädigung, deren Höhe 

je Stunde im Einzelfall auf der 

Grundlage des glaubhaft ge-

machten Verdienstausfalls 

nach billigem Ermessen fest-

gesetzt wird. Die Ver-

dienstausfallentschädigung 

nach Satz 1 darf den Betrag 

von 25,00 €  je Stunde und 

200,00 €  je Tag nicht über-

schreiten. 

(3) Personen nach Abs. 1 Satz 

1, die einen Haushalt mit 

mindestens 2 Personen führen 

und nicht oder weniger als 20 

Stunden je Woche erwerbstä-

tig sind, erhalten für die durch 

die Wahrnehmung des Ehren-

amtes oder der ehrenamtli-

chen Tätigkeit bedingten Ab-

wesenheit vom Haushalt wäh-

rend der regelmäßigen Haus-

arbeitszeit gesondert auf An-

trag für jede volle Stunde der 

Abwesenheit eine Entschädi-

gung. Der Stundensatz für 

diese Entschädigung beträgt 

12,00 €. Auf Antrag sind statt 

einer Entschädigung nach 

Stundensätzen die angefalle-

nen notwendigen Kosten für 

eine Vertretung im Haushalt zu 

ersetzen. 

(4) Personen nach Abs. 1 Satz 

1 werden auf Antrag die nach-

gewiesenen Kosten einer 

durch die Wahrnehmung des 

Ehrenamtes oder der ehren-

amtlichen Tätigkeit erforderli-

chen entgeltlichen Betreuung 

von Kindern, die das 14. Le-

bensjahr noch nicht vollendet 

haben, oder pflegebedürftigen 

Angehörigen gesondert erstat-

tet. Dies gilt nicht für Zeiträu-

me, für die nach den Absätzen 

1 bis 3 eine Entschädigung 

gewährt wird. 

 

§ 9 

Reisekostenentschädigun-

gen 

 

(1) Die Bürgermeisterin oder 

der Bürgermeister erhält eine 

jährliche Fahrkostenpauschale 

in Höhe von 480,00 €. 

(2) Ehrenbeamtinnen und 

-beamte sowie ehrenamtlich 

tätigen Bürgerinnen und Bür-

gern können Fahrkosten für 

die Fahrten zum Sitzungsort 

und zurück gesondert erstattet 

werden, höchstens jedoch in 

Höhe der Kosten der Fahrt von 

der Hauptwohnung zum Sit-

zungsort und zurück. Bei 

Benutzung privateigener Kraft-

fahrzeuge richtet sich die 

Höhe der Entschädigung nach 

den Sätzen des § 5 Abs. 1-3 

Bundesreisekostengesetz. 

(3) Ehrenamtlich tätigen Bür-

gerinnen und Bürgern kann auf 

Antrag bei Dienstreisen Reise-

kostenvergütung nach den 

Vorschriften des Bundesreise-

kostengesetzes gewährt wer-

den. 

 

§ 10 Inkrafttreten  

 

(1) Die Entschädigungssat-

zung tritt am 01.01.2009 in 

Kraft. 

(2) Gleichzeitig mit Inkrafttre-

ten dieser Entschädigungssat-

zung tritt die Entschädigungs-

satzung vom 14.07.2003  mit 

den dazu erlassenen Nachträ-

gen außer Kraft.  

 

 

Ehndorf, 27.11.2008 

 

Gemeinde Ehndorf 

Die Bürgermeisterin 

 

 

gez. Kaschner  


